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Druthsache V/526 


Der Bundesminister des Innern 


Bonn, den 19. April 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu den Über- 
einkommen der Vereinten Nationen über die politischen 
Rechte der Frauen und über die Staatsangehörigkeit der 
verheirateten Frauen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. Diemer- 
Nicolaus, Frau Fundce, Busse (Herford) und der Frak- 
tion der FDP, der Abgeordneten Frau Dr. Hubert, Frau 
Meermann und Genossen und der Fraktion der SPD 
— Drucksache V/484 — 


Im Einvernehmen mit den Herren Bundesministem des Aus- 
wärtigen und der Justiz beantworte ich die Kleine Anfrage wie 
folgt: 


1. Wann wird die Bundesregierung den Entwurf eines Zustim- 
mungsgesetzes über den Beitritt der Bundesrepublik Deutsäi- 
land zu der UN-Konvention über die politischen Rechte der 
Frauen (angenommen von der UN- Vollversammlung am 20. De- 
zember 1952, für die Unterzeichnung freigegeben 1953, in Kraft 
getreten 7. Juli 1954) dem Bundestag vorlegen, wie der Bundes- 
minister der Justiz es am 6, Dezember 1963 in der Antwort auf 
die Kleine Anfrage vom 8. November 1963 — Drucksachen 
IV/1616, IV/1736 — in Aussicht stellte? 

Die Bundesregierung wird den Entwurf eines Gesetzes über 
den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu dem Überein- 
kommen der Vereinten Nationen über die politischen Rechte 
der Frauen in Kürze den gesetzgebenden Körperschaften zu- 
leiten. 


2, Beabsichtigt die Bundesregierung, nunmehr den Beitritt der 
Bundesrepublik Deutschland zur Konvention über die Staats- 
angehörigkeit der verheirateten Frauen (angenommen von der 
UN- Vollversammlung am 29. Januar 1957, für die Unterzeich- 
nung freigegeben am 20. Februar 1957, in Kraft getreten am 
11. August 1958) dem Bundestag vorzuschlagen? 

Das geltende deutsche Staatsangehörigkeitsrecht entspricht be- 
reits voll der Regelung des Übereinkommens der Vereinten 
Nationen über die Staatsangehörigkeit der verheirateten Frau- 
en. Ein Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu dem über- 
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einkommen würde also die Reditstellung der verheirateten 
Frauen in der Bundesrepublik nicht verbessern. Aus diesem 
Grunde sowie mit Rücksicht auf ausländerpolitische Überlegun- 
gen möchte die Bundesregierung die Entscheidung darüber noch 
zurückstellen, ob die Bundesrepublik sich in vollem Umfang 
völkerrechtlich binden oder von einem der in Artikel 8 des 
Übereinkommens zugelassenen Vorbehalte Gebrauch machen 
sollte. Die Bundesregierung ist bereit, dem Innenausschuß des 
Deutschen Bundestages den näheren Bericht zu erstatten, falls 
dies gewünscht wird. 
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